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AmtliQer Teik
A. Bekanntmachttnxxeei des Landrat-z.

1J Berlin, den 24. Dezember 1906.
Bckanntmachung

Mit Bezug auf die Allerhöchite Verordnung vom 21. Dezember: 1906, durch welche die
beiden Häuser des Landtages der Nionarchie auf den 8. Januar 1907 in die Haupt: und Residenz-
ftadt Berlin zusammenbertifeii worden find, niache ich hierdurch bekannt, daß die besondere Be-
nachrichtigtxng über den Ort und die. Zeit der Exöffnrrngssitzring in dem Bureau des Herrenhauses,
hier Leipzigerstraße Nr. 3, und in dem Ys!sss«-.-... des Hxkttfissz der Abgeordneten, hier Prinz Albrecht-
{trage Nr. 5/6, akn""·i. Januar· 1907 in den Stuiideii von 9 Uhr früh bis 8 Uhr abends und
am 8. Januar 1907 in den Ikiorgenstutkden von 9 Uhr« früh ab offenelsixsgesl with�

Jn diesen Biere-aus werden cinch die Legitimationskarteki zu der Ervfsxxcsxtttgsfitzullg 9115�
gegebcn und alle. foiskst erforderliche» Niitteilrtngesi in bezug auf diese gemacht werden.

Der Piitiister des Innern.  gez.! �von SBethman:1-Hollweg. .
JIL 21 Sternes-lau, den 2. Januar 1907.

 mache darauf aufmerksam, daß am Donkiscor«stskrg, den 10. Januar 1907, Gerichstag
in Reichthal ftattfindet

W« II Namslaty den 28. Dezember 1906.
Reichstagswahb

Jn Abänderung Ineiner Kreisblattverffigting vom 17. Dezember 1906 No. TM
wird hierdurch als Wahllokal für den 7. Bezirk das Wohnhaus auf dem Erbscholtiseu
gute in Altftadt bestimmt.

Die Guts- und Gerneindevorsteher von Altstadt und Jauchendorf haben dies
sofort zur öffentlichen Kenntnis zu bringen.
M4} Stantälaxx, den 28. Dezember 1906.

Reichstagswahb
Jn Abänderung meiner Kreisblattbekakitttiiiachutig vom 17. Dezeinber 1906

��- No. 774 ���- bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kenntnis, daß
1. für den 5. Bezirk der Gemeindevorsteher Schlesinger zu Städtel als Wahlvorsteher

und als Stellvertreter der Schöffe Thomale zu Städte-l und
2. für den 6. Bezirk als Wahlvorsteher der Jnfpektor Brückner zu Sterzendorf und

als Stellvertreter der Gemeindevorsteher Kalis zu Sterzendorf
zu fungieren hat.

Die betreffenden Guts- und Gemeindevorstände haben dies sofort bekannt zu machen.
M 51 staut-statt, den 2. Januar 1907.

Betrifft das skreissErsatkGeschäft pro 1907.
Auf Grund der §§ 45 und 46 der Wehrordnuiig vom 22. November 1888

ersuche ich die Magisträte hier und in Reichthah sowie die Gemeinde-Vorstände des Kreises
und die Gutsvorstände von Bachowitz, Belmsdorß Kl.-Butschkau, Buchelsdorß Stiere-darf,
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Glaufche, Haugendorß Schmograu, Simmelwitz, Wallendorf, Ober- und NiedevWilkau
mit der Aufftellung der Rekrutierungs-Stammrollen pro 1887 vorzugehen und die im
§ 57 Absatz 1  vorgeschriebene Bekanntmachung alsbald auf ortsübliche Weise zu
veröffentlichen.

Die Meldung zur Stammrolle hat vom 15. Januar bis 1. Februar 1907 zu erfolgen.
Hierbei mache ich aufmerksam, daß die Anmeldung bei der Ortsbehörde des-

jenigen Orts zu erfolgen hat, an welchem der Militärpflichtige seinen dauernden Auf-
enthaltsort hat. Hat er keinen dauernden Aufenthaltsort, so meldet er �el! bei der Orts-
behörde desjenigen Ortes, an welchem sein oder seiner Eltern oder seines Vormnndes
ordentlicher Gerichtsftand sich befindet. Wer innerhalb des Reichsgebietes weder einen
dauernden Aufenthalt, noch einen Wohnsitz hat, meldet sich in seinem Geburtsorte zur
Stammrolth wenn derselbe im Auslande liegt, an demjenigen Orte, an welchem die Eltern
oder Familienhäupter ihren letzten Wohnsitz hatten.

Die sich anmeldenden, nicht am Orte gebotenen Militärpflichtigen des Jahr-
gangs 1887 haben ihren Geburtsschein vorzulegen.

Sämtliche Militärpflichtigen der älteren Jahrgänge, die noch keine desinitive Ent-
scheidung über ihr Militärverhältnis erhalten haben, haben sich ebenfalls unter Vorlegung
ihrer Loosungsfcheine zur Stammrolle anzumelden. Militärpflichtige, welche den Berech-
tigungsschein zum einjährig-freiwilligen Dienst besitzen und Ausstand erhalten haben, sind
von der Anmeldung zur Stammrolle entbunden. »

Mannschaftem welche sich nicht in der vorgeschriebenen Zeit oder gar nicht zur
Stammrolle anmelden oder Personen, welche zu deren Anmeldung verpflichtet sind und
sie unterlassen, sind mir zur Anzeige zu bringen, damit ich deren Bestrafung auf Grund
des § 25 Absotz 11  herbeiführen kann.

Die Stammrollen find genau nach den Bestimmungen der §§ 44 und 45 W.-O.
anfzttfteiten und bemerke ich hierzu noch Folgendes:

Jn die StammrolIen sind nur die im Jahr 1887 gebotenen Militärpflichtigen
und zwar alphabetisch geordnet einzutragen und zwar so, daß hinter dem letzten Namen
jedes Buchftabengenügend Raum zu Nachtragungen frei bleibt. Die Rubriken 1�-�9
der Stammrolle find sorgfältig auszufüllen und bei Vormündern deren Name, Stand
und Wohnort anzugeben. Bei Mannschaftem welche mit Pferden umzugehen verstehen,
ist dies in Rubrik 7 zu vermerken, ebenso bei Schiniedem ob sie als ,,Hufschniiede«,
bei Schneidern und Schuhmachern, ob sie mit der ,,Maschine« ausgebildet sind.

Bei Aussüllung der Rubrik 7 der Rekrutierungsstammrolle ist ferner der haupt-
sächliche oder alleinige Beruf, soweit angängig, genau zu bezeichnen  z. B. landwirtschaft-
licher Tagelöhner, Bäckergeselle, Cigarrenarbeitey Handlungsreisender u. s. w.! Jnsbe-
sondere ist bei Arbeitern und Tagelöhnern derjenige Arbeits- und Geschäftszweig anzu-
geben, in welchem sie ständig oder meistens arbeiten  ob in Landwirtschaft, bei Forst-,
Garten-, Bau-, Eisenbahn« Chaussee-, Hafen-, Kanalarbeiten u. s. w.!

Dabei ist derjenige Beruf anzugeben, welcher seit Verlassen der Schule die längste
Zeit hindurch ausgeübt wurde. Wer beispielsweise mehrere Jahre hindurch in der Land-
wirtschaft beschäftigt und nur das legte Jahr oder die letzten Monate als Handwerks-
geselle oder Fabrikarbeiter tätig war, ist mit der ersteren, nicht mit der letzteren Be-
schäftigung nachzuweisen.

Die Militärpflichtigen find daher bei der Meldung zur Stammrolle genau über
ihren Stand, sowie auch über Namen,  Schreibweise desselben!, Vornamen,  Rufnamen
unterstreichen!, Geburtstag und Religion zu befragen. Ergeben sich zwischen den Angaben
der Leute und der Geburtsliste Unstimmigleitem müssen diese aufgeklärt und erforderlichen-
falls Verhandlungen aufgenommen und der Stammrolle beigefügt werden. Auch haben die
Leute anzugeben, ob sie mit körperlichen oder geistigen Gebrechen  Krämpfe, Gemüts-
krankheit! behaftet und ob und ev. wegen welcher Vergehen, wann und von welchem
Gericht sie bestraft worden sind.
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Die Vestrafungen haben in den Stammrollen Aufnahme zu finden, ebenso ist
in dieser ein Vermerk über etwaige Gebrechen zu machen.

Die Orts-behörden haben auch genau festzustellen, welche Leute den polnischen
Elementen zuzurechnen sind. Das Ergebnis ist in der Rubrik ,,Benierkungen« aufzunehmen.

Jch erwarte mit Bestimmtheit, daß bei der Aufstellung der Stammrolleu pro 1907
mit peinlichster Sorgfalt verfahren werden wird, so daß Riickfragen vertuieden werden.

Die neu aufgestellten Stammrollen nebst den zugehörigen Geburtslisten, Toten-
fcheinen, Geburtsscheineit und sonstigen Unterlagen, sowie die Loosungsscheine der älteren
Jahrgänga sind mir bestimmt bis zum 9. Februar 1907 einzureicheiy widrigenfalls die
Abholung durch kostenpflichtige Boten erfolgen uiiisztik
M 6] Berlin, den 15. Dezember 1906.

Bekanntmachung
über die Einfuhr von lebenden Schweinen und Schweinefleifch

ans Dänemarh Schweden nnd Norwegem
Auf Grund des § 7 des Reichsgesetzes betreffend die Abwehr und Unterdrückung von

Viehseuchen vom k3«Y«,Ja«;«i18198480  N.-G.-Bl. 1894 S. 409! und des § 3 des Preußischerr Aus-
führungsgesetzes vom 12. März 1881  Gef.-S. S. 128! in der Fassung des Gesetzes vom
22. Juli 1905  Gef.-S. S. 318!, wird zur Verhiittttig der Eiufchlisppltng von übertragbaren
Seuchen der Schweine, insbesondere des Rotlaufs, der Schiveinefettche und der Schweinepesh
Krankheiten, die in Dänemarh Schweden und Norwegen in einem für den inländifcherr Viehbe-
stand bedrohlichem Umfange herrschen, für das preußische Staatsgebiet folgendes angeordnet:

§ 1. Die Einfuhr lebender Schweine aus Dänemarh Schweden und Norwegen ist verboten.
§ 2. Diese Anordnung tritt mit dem 20. Dezember 1906 in Kraft. Mit dem gleichen

Tage werden die von den einzelnen Regierungs-Präsidenten über die Einsnhr von lebenden
Schweinen und von Schweinefleifch aus Däuemarh Schweden und Norwegen erlassenen veterinär-
polizeilichen Anordnungen aufgehoben.

§3. Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung unterliegen, soweit keine strengeren
Strafgesetze verlegt werben, den Strasbeftimmungen des § 328 des Strafgesetzbuchs und den

§§ 66 Nr. 1 und 67 des Reichsviehseuchengefetzes vom TFYLYMFTYZFL
Der Königlich Preußische Minister fiir Landwirtschaft, �Domänen und Forstein gez. v. Armim

Narnslau, den 28. Dezember 1906.
Vorstehende Bekanntmachung bringe ich hierdurch zur ösfentlichen Kenntnis.

M. 71 Maßregeln zur Verhütung der Tuberkulofr.
Die steigende Anzahl der Erkrankungen und Todesfälle an der Lungenfchwindfucht nnd

den ihr verwandten Krankheiten des Kehlkopfes, der Gelenke, überhaupt sämtlicher Körperteile,
mit einem Wort der Tuberkulose macht es erforderlich, mehr als bisher die Erkenntnis zu ver-
breiten, daß diese Krankheit nur durch Aufteilung entsteht, sowie, daß diese Ansteckung hauptsächlich
durch den AuswurfSchwindsiichtiger hervorgebracht wird, und zwar nicht blos durch den Auswurf
Schwerkraiikey sondern auch solcher Lungenkrankey die bis auf ihren Husten noch vollkommen ge-
sund erscheinen, ja manchmal stark und blühend sind.

Die Krankheitskeirne sind äußerst feine Pilzgebilde, und diese werden in Unzahl täglich
von jedem Schwindfüchtigen im Auswurf entleert. Gelangen nun diese Keime in die Lungen
eines gesunden Menschen, so erzeugen sie in dieser dieselbe Krankheit, die meist erst unvermerklich
verläuft, aber nach Monaten, oft auch erst nach Jahren zum Siechtum führt.

Jn die Lunge eines Menschen können diese Keime nur mit der eingeatmeten Luft ge-
langen und zwar auf zweierlei Art:

1. durch die beim Husien ausgestoßenen Schleimteilchen, die als feine Bläschen in großer
Menge die Luft erfüllen und vermöge ihrer Kleinheit und Leichtigkeit sich sehr lange in der
letzteren schwebend erhalten,

2. indem der Auswurf am Fußboden antrocknet und beim Auskehren als Staub in die Luft
aufgewirbelt wird.

Die wesentlichen Schntzmaßregeln gegen Tuberkulose sind daher:
I. Vorsicht des Kranken beim Husten, er halte sich hierbei stets ein Tuch vor Nase und Mund.
2. Es muß verhütet werden, daß der Auswurf Schwindsüchtiger eintrocknet und verstaubt.

Die Durchführung dieser Maßregeln ift abhängig erstens von dem guten Willen des
Kranken selbst, und zweitens von der Aufmerksamkeit seiner jeweiligen Umgebung; sie hat in
folgender Weise zu geschehem

v
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Jeder« längere Zeit audauernd an Hüften Leidende ist schwindsuchtsverdächtig und muß
aus Rücksicht auf die Gesundheit Anderer eine Pflicht darin sehen, das; er nicht auf den Fußboden
spukte, sondern in einen Spucknapf oder in das bei sich zu führende Spuckflaschcheiy schlimmsten
Falles in das Taschentuclz welches später nicht trocken aufzubewahreiy sondern alsbald ins Wasser
zu legen und bei der Wäsche längere Zeit zu kochen ist. Ein Spuckuapf darf in keinem Zintmer
fehlen, er muß am besten aus Glas und von großem Umfange sein, damit nicht leicht daneben
gespuckt werde, auch anstatt Sand mit Wasser angefüllt werden, damit der im Spucknavf ge-
sammelte Atisivurf nicht trockne und vernauvez letzterer ist mindestens zweimal täglich in die
Düngergrube zu schütten Außerdem ist der Fußboden des Ziunners stets feucht auszunelnuem
niemals trocken abzukehrem Wenn dies schon sur Privatwohnungeii gilt, in denen Kranke oder
Krankheitsverdächtige sich aufhalten, so in weit höherem Grade für alle öffentlichen Raume; denn
unter einer großen Anzahl zusammeuströmender Menschen werden der Wahrscheiiilichkeit nach fast
stets ein oder mehrere HustemLeidende sieh befinden, und wenn diese ihren Auswurf ans den
Boden entleeren, so bringen sie dadurch die Gesundheit der Uebrigen in Gefahr, wenngleich die
Folgen zuweilen erst nach Jahren eintreten.

Ferner haben sowohl der Kranke wie seine Umgebung daraus zu achten, daß ersterer
bei jedem Hustem dessen Eintreten sehr wohl vorher zu fühlen ist, sich ein Tuch vor den Mund
halte, in welchem die oben erwähnten Schleimteilcheti sogleich festhaften und sich somit in der
Zimmerlnft nicht verbreiten können.

Besonders kommen Schulen, Fabrikem Werkstätten, Waisenhätisey Pensionate, Gefäng-
nisse, Gasthäuser u. s. w. in Betracht. Die Lehrer, die Werkmeister, die Wirte in den Gast-
häusern werden aus Vorstehendem die große Verantwortung erkennen, welche sie für die Gesund:
heit ihrer Mitmenschen tragen.

Schließlich sei erwähnt, daß alle mit AuswurfSchwindsüehtiger benetzte Tücher, Kleider,
Betten, Trinb und Eßgeschirre u. s. w. nur durch Kochen oder durch Desinfektion im heißen
Dampfe wirksam gereinigt werden können, daß ferner Zimmer, in denen Schivindsüchtige gewohnt
haben, vor weiterer Verwendung gründlich auf feuchtem Wege zu desinfiziereii sind, also durch
Wascben der Dielen und sonstigen Holzverkleidungeti mit Chlorkalh sowie durch feuchtes Abrciben
der Wände und Decken.

Der Königliche Kreisarzt gez. Dr. Dirskm Medizinalrat
Namslau, den 2. Januar 1907.

Vorstehende Maßregeln bringe ich hierdurch wiederholt zur öffentlichen Kenntnis: und
iersuche die städtischen und ländlichen Ortspolizeibehörden ergebende, die Ausführung in der da-
rüber in meiner Kreisblattbekanntmachung vom 24. Februar 1891  Kreisbl. S. 64! getroffenen
Anordnung sorgfältig zu überwachen.
Mß] Namslau, den 24. Dezember 1906.

Dem Vereine für Pferderennen und Pferdeausstellungeti in Preußen zu Königsberg i. Pr.
ift die Erlaubnis erteilt worden, bei Gelegenheit der im Frühjahr 1907 in Königsberg statt-
findenden Pferdeausstellung eine öffentliche Verlosung von Wagen, Pferden usw. zu veranstalten
und die Lose in der ganzen Monarchie zu vertreiben.

Es sollen 160000 Lose zu je 1 M. ausgegeben werden und 2500 Gewinne im Gesamt-
werte von 73000 M. zur Ausspielixng gelangen.

M 9! Namslau, den 17. Dezember 1906.
Dem landwirtschaftlichen Vereine zu Frankfurt a. M. ist die Erlaubnis erteilt worden,

bei Gelegenheit der im Frühjahr und Herbst 1907 dort abzuhaltenden beiden Pferdemarkte je
eine öffentliche Verlosung von Pferden, Wagen und anderen Gegenständen zu veranstalten und
die Lose in der ganzen Monarchie zu vertreiben.

Es sollen für jede Lotterie 120000 Lofe zu je 1 M. ausgegeben werden und Gewinne
im Gesamtwerte von 64000 M. zur Ausspielung gelangen. Die Ziehung wird am 22., 23. und
24. April und 7., 8. und  Oktober 1907 in Frankfurt a. M. stattfinden.
M l0} Namslau, den 2. Januar 1907.

Die nachfolgenden Guts- und Gemeindevorstände sind noch mit der Einreichung der Er:
hebuugsbliitter über die Hagel» Hochwassev und Ueberschwemmuugsschiiden für das Jahr 1906 im
Rückstande. cfr. KreisblatkVeriugung vom 12. Februar 1906 ���- Seite 93 �- und 11. Dezem-
ber 1906 �- Seite 714 �-�.

a. Gut Altstadt, Böhmwitz, Vuchelsdorf Danunen Droschkau, Haugendorf Hönigerm Jakobs-
dorf, Kaulwitz Krickaty Vatikan, Paulsdorf Gnade, Schccdegurz Schmogram Sgorsellitz,
Skorischau

b. Gemeinde Altstadt, Dörnberg, Glausche, Lankau, Noldau, Sgorfellttz Skorifcham
Ich erwarte die Einreichung der fehlenden Erhebungsbliitter nunmehr bestimmt binnen

24 Stunden, toidrigeufolls die bereits angedrohte loftenpsiichtiqe Adholung erfolgt.
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Namslau, den 19. Dezember 1906.
Abschlufz der Staudesregister und Einreichung der Nebenregifter

für das Jahr 1906.
Die Herren Standesbeamten des Kreises  mit Ausnahme der in den Städten! werden

aufgefordert, die Standesamtsregtster für das Jahr 1906 nach Ablauf desselben abzuschlieszen
und die Nebenregister sodann bis zum 15. Januar 1907 hierher einzureichen.

Dabei wird auf folgetides aufmerksam gemacht:
a. Der nach Ablauf des Kalendetjahres vorzunehmende Abschluß des Haupt- und Nebenregisters

 § 142 des Gesetzcs! hat auf der Seite, welche der letzten Eintragung folgt, zu geschehen.
Zu  Eintragungen darf diese Seite Ieicht verwendet werden; ihr Vordruck ist zu durchftreichem
Steht die legte Eintragung auf der letzten Register-fette, so hat der Abschluß auf dieser
Seite zu erfolgen  ä 3 der AusssVorschrifterix Der Abschlußvermeri hat zu lauten: �ihr:
stehetkdes Geburtss  Heirats-, Sterbe-!Re;,1is1er für das Jahr . . . ·, enthaltend . . . . Ein-
tragutigem wird hiermit abgeschlossen«  § 3 der AusfxVorschristenj

b. Umfaßt das åliegtster mehrere �iäänbe, so ist auf der letzten Seite des alten Bandes zu sagen:
,,Vorstehetider erster Band des Gebnrts-  Heirats-, Sterbe-!Regifters für das Jahr . . . .,
enthaltend . . . . Eintragnttgen wird unter Hinweis aus den zweiten Band hiermit abge-
schlossem

. . . . ., den . . . . . . . . . Der Standesbeamte.«
Erlaß vom 21. F» rnar 1874!. Beim legten Bande ist zu schreibem ,,Vorstebender zweiter
 dritter! und legter Band ufw.« »

e. Auf der ersten Seite des zweiten  dritten! Bandes ist auf den vorangegangenen ersten  zweiten!
Band znriickzuverweiseti  § 4 Der Auss.-Vorschristen!.

d. Die Register sind mit der legten im Kalenderjahre vorgekommenen Eintragung abznschließen
Alle nach Schluß des abgelaufenen Jahres zur Anzeige gelangenden Geburts- und Sterbe-
fälle, auch wenn diese noch vor dem Jahresschlusse eingetreten sind, sind in den Registern
des neuen Jahres zu beurknnden  Erlasse vom 29. Dezember 1874 und 30. März 1875,
Min.-Bl. S. 94!. ���

Die bei den Eintragungen verbliebenen: unvermeidlichen Zwisci;-en1«änme sind gemäß
§ 13 des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 sowohl im Haupt- als auch im Nebenregister durch
Striche auszuftillem was früher« nicht überall beachtet worden ist.

M» IF! Name-platt, den 28. Dezember 1906.
Betrifft die Ausfülluug des Formulars fiir die Militär-Reklamations-

Verhandlungen.
Die Ortsbehördett des Kreises mache ich daraus aufmerksam, daß die Ausfiillutig des

Formulars für die Ytctlainatioiisverhandlungen durch Rechtskonfuleltten unzulässig ist.
Die Aussüllttckg dieser Formulare hat stets durch die Orts-behörden zu erfolgen.
Die Ortspolizeibehörden haben vor Abgabe ihres Gutachteiis die Richtigkeit der Angaben

der ReklantatioiissVerhandlnngen stets sorgfältig zu prüfen.
AS. l3]

�M�. l1}

Name-lau, den 2. Januar 1907.
I. Jnfolge Ausbrucbs de: Schwcineseiiche unter dem Schweinebestande des Domininncs

Kcnilusitz und der Rotlaltfsettche unter den Schweinen des Gutsbesitzers Hoffmann in Altstadt sind
aus Llnordnung der zuständigen Ortspolizeibehörden die Gehöfte gesperrt.

Der Durchtrieb von Schweinen durch die Ortschaften Kaulwitz und Altftadt wird, soweit
das Treiben von Schweinen nicht bereits durch die Kreispolizei-Verordntiitg vom 14. Juni 1892
Rreisblatt Seite 326! allgemein untersagt ist, also auch in Herden von weniger als 4 Stück,
hierdurch ausdrücklich verboten.

Das Treiben von Schweinen über die Grenzen der Feldmark der genannten Orte hinaus
ist nicht gestattet.

sliach § 66 Ziffer 4 des Reichsviehseuchengesehes wird derjenige, welcher den im Falle eine:
Seuchengefahr polizeilich angeordneten Schutzmaßregeln zuwiderhandely mit Geldstrafe bis 150 M.
oder mit Haft bestraft, sofern nicht nach den bestehenden Bestimmungen eine höhere Strafe verwirtt ist.

II. Erlofchetc ist die Rotlauffeuche unter den Schweinebestäicdecu
I. des Stelletibesitzers Kopia in Schadegur,
2. des Maurerpoliers Trczeczak in Schmograu,
3. des Bauergittsbesitzers Heinrich Henischel in Grcntkbschtttz

Die Gchöftsfpetkctl werden aufgehoben nnd der Dnrchtrieb von Schweinen durch die Ort-
schaften Schadegur und Schmograu im Rahmen der Fireispolizeiverordxiicng vom 14. Juni 1892
wieder gestattet, während die allgemeinen Sperrmaßregelii über die Ortschaft Grambschiitz wegen
eines noch nicht erledigten Seuchefalles aufrecht erhalten bleiben.

Der Slanbrat. von Elliaråes



M U] Namslau, den 18. Dezember 1906.
AUSIMIIIIA V« Listen der Stinmu und Wahlbercchtigten nach der Land-

GcniciiidesOrdniiiig vom 3. Juli 189l.
Die Listen der Gemeindeglieder, sowie der sonstigen Stimm- und Wahlberechtigtem niüsseii

nach § 39 der Landgeineindeordiiitng alljährlich im Monat Januar berichtigt und nach § 56 a.
a. O. in der Zeit vom 15. bis 30. Januar j. Js. in einem vorher bekannt zu niacheuden Raume
öffentlich ausgelegt werden.

Jch weise die CieineiiidwVorstehesr des Kreises daher an, die im Vorfahr berichtigten Listen:
1. A. Liste der Gemeindeglieder und sonstigen Stiinmberechtigten,
2. B. Lifte der isienieiiideglieder und sonstigen Stininsberechtigten,
3. C. Qiåählerlisteic für die Wahlen zur tsienieiudevikrtretung
wiederum zu berichtigen oder unter Zugriciidtklegtiiig dieser Listen neue miznsertigeii nnd in der
Zeit vom 15. bis 30. Januar l. Js. öffentlich auszulegen, nachdem der Vliesleguugsteriiiiit öffent-
lich bekannt gemacht worden ist.

Es hat sich in vielen Willen beranßgeftellt, das; Abschristett der Gemeindetipählerliftetc in
die Hände von Privatleiiteii gekommen oder gar zur Ltciröffesktlichtttssz gelangt sind. Nach der
Rechtfprechnng des Königliche-I Obervertvzaltuicgsgerichts Æittscheidtiicgeii Bd. 27, S. 20/21, Er-
kenntnis vom 2. Juli 1901, Il. Nr. 1l1 !! liegt aber sowohl die eigene Llbichriftuahtne durch
Dritte als auch die Erteilnssg einer Abschrift durch die. Gemeinde-behörde an Dritte außerhalb
des Zweckes der Offenlegiitsig der Listen. Bieitnelnx wird nach dieser Iiechtsprechnstg dem Gitt-
zelnen bei derOffenlegung nur die Erlaubnis einznrätciiieic sein, das Ergebnis der vorgenommenen
Liftenptüfttstii alsbald z« Irotiercn, iudcsseik auch dick« nur unter ber doppelte» Voraustehniig, daß da.-
durch die Rechte Gleichberechtigter aus Ginsichtnahnie und Priisnng nicht beeinträchtigt werden und
daß nicht der Verdacht einer ntißbräuchlichekt Benutzung oder Verbreitung der Notizen begrimdet ist.

Die Liste nach Formulaik A wird nur bei tssenusiiideii mit 40 nnd weiciger ftinnnbe:
rechtigten Gemeindegliedernn die nach Formularsiz nnd O bei Gemeinden mit mehr als 40 stimm-
berechtigten Genteitidegliedern aufgestellt.

Die letztejkeii Cienieitideii sind diejenigen, für welche nach § 49 der Landgenceindeordiiitiig
eine Gemeiikdeveriretnng gebildet worden ist.

Bei Bildung der Weihlercibteilititgeii sind die Aitssiihruugsbestimmungesc zu dein  Beirat
vom 3 !. Juni 1900, welche den Giemeiiidetsorftehern inittellst Nundversügttttg vom l. Dezetuber
1900 s� J.-Nr. l 7908/00 �- mitgeteilt worden find, genau zu beachten.

J» der Zeit vom 15. bis 30. Januar kann jeder Stirnmberecht gte gegen die Richtig-
leit der Liste Einspruch erheben. Die in der angegebenen Zeit eingehenden Eiusprüche hat der Ge-
meindevoxsteher sofort zu prüfen und schriftlich mit dem Zusatze zu bescheiden, das; gegen diesen
Beschluß innerhalb 2 Wocheu die Ftlage beim iireieaiissihtisse zulässig ist.

Die bei Prüfung der Einsprüclye zu beachtendcii tsscsichtspunkte sind in der Kreisblatt-
Verfügung vom 27. Dezember 1901  Kreisblatt pro j1.9 
, S. 1 f! einzeln ausgeführt. Der
Bescheid ist dem Einsprecheiideii gegen Enipfaitgssclseiii zu behändigeu Der Empfangssiheity die
Einspruchsschrift und das Konzept des Befcheides sind anfzubewahreiy da diese Schriftstücke auf
Erfordern dem Kreisaiisschicsse eingereicht werden ntiissetu

Die CjenieindwVorsteher haben mir bis zum 15. Februar k. Js. anzuzeigen, das; die Be-
richtigung und Auslegung der Listen stattgefunden hat. ·�- Jch behalte mir vor, einige Listen
demnächst zur Priifuiig einzufordern.

Forumlare zu den Gemeindegliedev und Wählerlisteii sind in der Opitzschen Viuhdruckerei
hierselbst vorrätig.
M 151 Breslan, den 2.1. Dezeniber 1906.

Bekanntmachnnkp
Der Bezirksatcsschiiß hat auf Grund des § 3 Absatz 2 a. des Wildschoiigesetzes vom 14.

Juli 1904 beschlossen, für den Umfang dessåliegieriiiigsbezirks Breslau den Beginn der Schon:
zeit für Birk-, Hasel: und Fasanenheniien auf Freitag den l8. Januar 1907 festzusetzen,
so daß der Schluß der Jagd auf die bezeichneten Wildarteii Donnerstag den l7. Ja-
nuar 1907 stattfinden

Der Bczirksausschuh
Namslau, den 31. Dezeniber 1906.

Vorstehende Bekanntmachuiig bringe ich hierinit zur öffentlichen Kenntnis.
M! 101 Namslau, den 2. Januar 1907.

Das Dominium Lorzendorf beabsichtigt vom 7. d. Mts. ab auf den Feldmarken Lorzeus
dorf, Strehlitz und Proschau Gistbrocken zur Vertilgung von Raubzetcg auszulegen, was ich hier-
durch zur öffentlichen Kenntnis bringe.
M 171 Namslau, den 29. Dezember 1906.

Mit Gültigkeit vom I. Januar 1907 ab bis 31. Dezember 1909 gelangt auf ben
preußischchessischen und oldenburgischen Staatseifenbahnem der Königlichen Militär-Eisenbahn, der
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Grunberger, Farge-�-�-Begesacker, Hoyaey Jlme«-��Kerkerbach��� und Kreis Oldenburger Eisenbahn
ein Ausnahmetarlf für Fleisch von srischgeschlaclstcteitc Vieh  Rlndvieh, Schweine, Schafe, Ziegen,
auch Kälber, �geriet, Lämmer, Zicllein! in Aiagenladuugeri auf Entfernungen von 101 km an
zur Einführung, der in kurzem käuflich zu haben sein wird. Bereits vom 15. Dezember 1906
ab erfolgt die Beförderung nnd Frachtberechnung für Fleisch in Stiickgutsendungen und Wagen-
ladungen nach den Bestimmungen des Spezialtarifs für bestimmte Eilgüter in! Teil I B des
deutschen Eisenbahn-Gütertarifs

Es ist anzunehmen, daß die übrigen deutschen Bahnen sich diesem Vorgehen der preußischen
Staatseifenbahneii anschließen werden.

Borstehendes bringe ich hiermit zur öffentlichen Kenntnis.

Der Königliche Landrat nnd Vorsitzende des KkekskAUsschUssess
von Maröes

zum 
l.

n. Beraiintmachungen anderei  iBehorden. W«   i
. -....- -. .. .-«----.-.-.--·

Aufgebot
l. Die Eigentümer: der belasteten Grundstücke haben das Ausgebot folgender Hypotheken

Zweck der Lltcssclslicsfzttiig der cslläicltigcsr beantragt:
die ledige Stelleubesitzeriu Anna Bohla zu Reichen
a. des Snrvlnsalieservats der assesclsioister Anna Rosina, Anna Theresia und Maria

Scholz zu Ober-Reichen aus dem Teilnngsrezesz vom 0. Juli 1814,
b. von 100 Thalern Kaufgeld für den Lkogt Wcichacl Bohla zu NiedersReichett und

seine Kinder« Rosina vereheliclste Wohl, Elisabetlj verehelichte Bahn, Karl, Jo-
hanna, Susauna, Christoph und Helene Bohla und

c. der Pflicht des Besitzers, die Veerdigungokosten des Vogtes Nlichael Bohla und seiner
Ehesrau Cklisabctlj geb Hort! zu IiicdewReichcit zu bestreiten,
aus den! Ldertrage vom 21. Jssannar nnd 13. Tlliärz 1847 eingetragen auf ObcbRclchcn
Blatt Nr. 25, Abt. ll Nr. 5 bezw. Abteilung lll Nr. 3 und 4,

. der Freisteller Franz Wlaturck nnd seine  Ehefrau Franziska geb. Fabian zu Reichen
von 721,50 Niark Vatererbtesil des Paul Gladis, eingetragen an! s!. Oktober 1878 aus
Ober-Neuheit, Blatt Nr. 92, Abt. lll Nr. 9,

. die verutiuvete Tiäckermeister Anna Titze geb. Golltiisclk hier, von 50 schlesischen Talern
oder 40 Reichstalern sür Karl Friedrich Pantkcy eingetragen vor den! 31. Elliärz 1787
ans Uiancslath Blatt Nr. 22, Abt. lll Nr. 22 l,

. der isiasthausbesitzer Friedrich Seibt zu Baukwitz von 22 Thalern Laudentiunt für Dr.
niecl Nupprecht zu Bankwitk eingetragen aus dem Vergleich vom 18. April 18553 und
6. Niai 1854 auf 21511111115, Blatt Nr. 3 !, Abt. lll Nr. 1,
ge Stelleubesitzer Franz Czekalla und seine Ehesrau Niarie Czekalla geb. Weruer zu

chioirza. der Alueile von Barbaren Weruer zu Scheidelwitx und Susauna Werner zu
Skhivirz von 1200 Mk. auf das Vater- nnd Muttererltteil angewiesenes Kaufgeld,

b. von 540 Mk. Kaufgeld für den Häusler Johann Werner und seine Ehefrati Anna
Werner geb. Llindel zu Schwirz.
eingetragen auf Grund des sicnssvertrages vom 4. Juli und der Lierhaiidltiiig vom 17. Juli
1888 aus Schwirz Blatt Nr. 3!!, Abt. lll Nr. 4.

. der Stelleiivesitzer  Gottlieb Haasc und seine Ehefrau Karoliue geb. Becker und der
Bauergntsbesitzer August Gritz zu Wenczioivitte von 12 Thalern 28 Sgr. 9 Pfg.
Sllinttererbteil der Cieschtoister Susauna, Wie-via, Christoph nnd Rosiua Hause auf
Cirund des Erbrezesses von! 27. Juni 1816 eingetragen auf Wettcz1otvittc, Blatt Nr. 2 und
8, Abteilung lll, Nr. 1 bezw. 8.

11. Die Eigentümer der belasteten Grundstücke haben das Aufgebot von angeblich ab:
handen gekommenen Hypothekenurktttideii beantragt und zwar:

l. der Stellenbcssitzer Christian Postrach zu Giilchety der aus einer Aussertigung des Re-
zefses von! 12. April 1868 mit Eintragungsvernierk und den Hhpothekenbiiclssanszügeii von!
15. Juli 1868 gebildeten llrlundett über
a. 154 Taler 2 61&#39;113. 2 Pfg. Erbegelder der Pauline, Elisabeth, Johanna und

Susanua Postrach zu Giilclieiy
b. 200 Taler Erbegelder für die Witwe Henriette Poftrach geb. Weis; zu Giilchety

eingetragen auf Glilchely Blatt Nr. 51, 56 und 75, Abt. lll Nr. 2 und 3, bezw. l
und 2, bezw. 2 nnd 3,



2. der Stelleubesitzer Franz Rogosclpik zu Realität; der aus einer Qlicsfertiguiig der Ver:
handlung vom 31. Mai 1855 mit Eintragutigsverinerk und dem Hypothekenbuchsariszuge vom
28. Oktober 1855 gebildeten Urkunde iiber urspriinglicli 290 Eitler, jtzt nur noch 58 Taler
väterliche Erbegelder der Hedwig Rogoschik ans Reinheit}, eingetragen auf Kenntnis,
Blatt Nr. 23, Abteilung u! Nr. 2.

Die Gläubiger der Hypothek-ei! zu l nnd die Inhaber« der Urkunden zu ll werden aus-·
gefordert, spätestens im Anfgebotsteriiiiii

am ll. April 1907, vormittags li Uhr,
bei dem Unterzeichneten Gericht ihre Rechte cinzunieldeii nnd die Urkunden vorzulegen, widrigenfalls
ihre Ausschließung mit ihren Rechten nnd die Kraftloserkltiriinxi der Urkunden erfolgen wird.

Nanislaiy den 19. Dezenrber 19 �. sröniglicljcs Amtsgericht

Nichtansrglgigriieigew Teil.

Sitzung des landwirtschaftlicher! Vereins.
Dienstag, den S. Januar, nachniittags 4 Uhr,

Entsinnst-Ase Hotel.
Tagesordnung

1. Geschciftliche Mitteilungen.
2. Vortrag des Herrn Dr. Reiinanir

a. Iliie bestimmen wir das Düngebisdiiisfiiis unseres Bodens.
b. Ueber Tiefkultuin

Z. Iiechnungslegung nnd Dechargeerteilnng
4. Einzahlung der Beiträge pro 19 �.

Dei: Lknrsitzeiidct. von Spiegel.

» Nachruf.
Am 29. Dezember v. J. entschlief plötzlich infolge Herzschlages der

Gastholbesitzer Herr Friedrich Miosge
im Alter von 44 Jahren. �

Wir Unterzeichneten betrauern in ihm einen guten, braven
Mann und treuen Freund, durch dessen gediegene Charaktereigen-
schaften, Zuvorkommenheit und freundliches Wesen sein Lokal für
uns stets eine wirkliche Erholungsstätte war.

Sein Andenken wird bei uns nie erlöschen.

Er ruhe in Frieden!

Reichthal, im Januar 1907. 
Die Stammgäste.

Heut vormittag 10&#39;/2 Uhr verschied
nach langem schweren Leiden unser ge-
liebter Gatte, Vater, Sohn, Bruder,
Onkel und Schwager der Bäckermeister

Carl Grohs
im 48. Lebensjahre. Um stilles Beileid
bitten die tieftr auernden Hinterbliebenen.

Strehlitz, den 31. Dezember 1906.
Beerdigung Donnerstag nachmittag 2 Uhr.

Kiinftlnlse Zähne,
Ploncbieretn sah-sichert, ksiervtötckc re.

Oscar Dalibor, Dentiit,
Namslaty Ring 18 l. Eis.

« i  dieses? Aistlsass W« i



Extrabeilage zu Nr. 1 des »Uam8lauer KreisblattesC
Donnerstag, den 3. Januar 1907.

Jki l8] Wams-lau, den 24. Oktober 1906.

Ordnung für die Erhebung einer Kreisfteuer vom  bewerbe von Grundftiicken
und von Rechten, fiir welche die auf Grmtdftiicke bezüglichen Vorschriften gelten,

im Kreise Namslau.
Auf Grund der §§ 6, 16 und 17 des Kreis- und Provirizialabgabengesetzes vom

23. April 1906 �-� Ges.-S. S. 159 � und des Beschlusses des Kreistages vom heutigen Tage
wird für den Kreis Namslau nachstehende Steuerordnung erlassen.

§ I.
Jeder abgeleitete Eigentumserwerb eines im Kreise belegenen Grundfiücks oder Erwerb

eines Nechtes, für welches die auf Grundstücke bezüglichen Vorschriften gelten  Bergwerkseigen-
tums, Erbbaurechts!, unterliegt einer Steuer von ein vom Hundert des Wertes des erworbenen
Grundstücks oder Nechtes. Grundstücke, welche einer Gemeindeumsatzstetter unterliegen, werden
zur Kreisumsatzsteuer nur mit �/2"/o ihres Eis-erstes herangezogen.  Vgl. jedoch Abs. 2!.

Wird ein Grundstück innerhalb 4 Jahren von dem Zeitpunkt der  Erwerbung an in
Teilen  Parzellert! weiter veräußert, so erhöht sich für die die Teile betreffenden Veräußerungs-
geschäfte die Steuer auf 3°/o. Erfolgt aber die Veräußerung im Interesse der Abrundung eines
im Kreise belegenen Grnndstücks des Erwerbers oder aus anderen wirtschastlich berechtigten
Gründen oder zu Zwecken der Kolonisatiory so kann der Kreisarisschuß die Steuer bis auf 1/2
vom Hundert des Wertes ermäßigem

Ersolgt eine Anflassuirg aufgrund mehrerer, das Recht auf Llttflassrctig begründender
lästiger Rechtsgefchäfte von dem ersten Veräußerer an den legten Erwerber, so werden die Er-
werbspreise dieser sämtlichen Mchtsgeschäste zusammengereclsitet und ist die Steuer von diesem
Gesamtbetrage zu entrichten. llebertragtcrkgeki der Rechte eines Erwerbers aus dem Ver-
äußerungsgeschäfte oder nachträgliche Erklärungen eines aus dem Veräußerungsgescljäfte berech-
tigten Erwerbers, die sJiechte für einen Dritten erworben bezw. die Lstflichteit für einen Dritten
übernommen zu haben, werden wie Veräußerungen behandelt. Hat jedoch ein Erwerber das
Veräußerungsgeschäst nachweislich aufgrund eines Vollrncuhtsoertrages oder einer Geschäftsführung
ohne Auftrag sür einen Dritten abgeschlossen, so bleibt die. Uebertragrtng seiner Rechte an den
Dritten bei der �Berechnung des zu versteuernden Betrages außer Betracht.

Jn Fällem in welchen aufgrund gesetzlicheri Anspruchs auf Riickkjciitgigntaclkrttrg des Ver-
äußerungsgeschäfts ein Riickeriverb von Grundstücke-n oder Rechten stattgefunden hat, kommt die
Steuer nicht zur Erhebung. Jn anderen Fijlleti eines Rückerwerbes kann der sireisartsschuß die
zu entrichtende Steurer aus Billigkeitsriicksichteri bis auf 1j2 ! ihres Betrages ercnäßigetn

Zur Zahlung der Steuer sind der Erwerber und der Veräußerey im Falle des Ab-
satzes 3 der legte  Erwerber unb der erste Veräußerer gesatntschrxldiierifcls verpflichtet. Steht
einem der Beteiligten nach den landessteiripelgesetzlichen Vorschriften ein Anspruch auf Befreiung
von der Abgabe zu  § 6!, so ist von dem anderen Teile die Hälfte der Steuer zu entrichten.

Bei Erwerbuirgen im Zwangsversteigeriingsverfahreit ist die Steuer von demjenigen zu
entrtcbten, welchem der Zuschlag erteilt ist. Wenn der Ersteher Hypotheken- oder Grundschuld-
gläubiger ist, so wird die Steuer nur von dem Betrage des Bieistgebotes erhoben, welcher den
Gesamtbetrag seiner Hypotheken: oder Grundschrtldforderung nnd der dieser vorgehendeii Forde-
rungen überfteigt. Jst der Ersteher eine von der Zahlung des Stempels befreite Person  § 6!,
so kommt eine Steuer nicht zur Erhebung.

� Die Errichtung eines Familienfideikontmisses oder einer Familienstlftung unterliegt nicht

der Untsatzsteuen 
§ 2.

Ein Erwerb von Todeswegen oder aufgrund einer Scheitkttng unter Lebenden im Sinne
des Reichs:Erbschaftssteuergesetzes vom  Juni 1906  R.-G.-Bl. S. 654! bleibt frei von der
im § 1 bezeichneten Steuer.

§ 3.
Die Steuer wird nicht erhoben, wenn ein Grundstück oder Recht von einem Veräußerer

auf einen Abkömmliiig aufgrund eines lästigen Vertrages übertragen wird, oder wenn einer
oder niehrere von den Teilnehmern an einer Erbschaft ein zu dem gemeinsamen Nachlasse ge-
höriges Grundstück oder Recht erwerben. Zu den Teilnehmern an einer Erbschaft wird auch
der überlebende Ehegatte gerechnet, welcher mit den Erben des verstorbenen Ehegatten guter-gi-
meinschastliches Vermögen zu teilen hat.
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§ 4..
Bei Eissentunisernverbttiigcsin die zum jzztoecle der Teilung der von sljtiteigeiitiiiiterii ge

nteinsclsaftltcsls besefseueii tsiruttdstiicke bezw. Rechte ausser dem Fsalle der Erbgeineistschast  vgl. § It!
erfolgen, iounnt die Steuer nur in soweit zur Erhebung, als der Wert des dem bisherigen Mit:
eigentüiner ilbertragenen Eigentums mehr beträgt, als der tltlert des bisherigen ideelleu Anteils
dieses Lljtiteigeittiiikiers an der ganzen zur Teilung gelangten gemeinschaftlichen flseunogeiistitafsa

§ 5.
 Erfolgt. ber Erwerb aufgrttnd von Taufchvertrcigein so berechnet sich die Steuer nach

dem Werte der von einem der Httertragschlieszeitdest in fTTaiisch gegebenen tsiruiidstiicle oder· Rechte
und ztoar nach denjenigen, welche den hiihereii Lilcrt haben, bei dem Tansche im Kreise belegener
Grundstücke oder kltechte gegen außerhalb desselben belegene nach dem �werte der ersteren.

§ u.
Von der Steuer befreit sind:

n. deutsche itirclsen und andere deutsche. dlieligionskzcsscsllfchaften, denen dic- kstteclste juristischer Eber:
sonen zustehen;

b. isffeiitlicise �Jlrnten, stranltirz ttlrbcsits nnd Jttcsfferitiikzsciiistalten, ferner issscsiitliclscs Stiiciiscstig
häitsetz vom Staate. genehmigte. Fzospitetler nnd andere stlcsrfoitczititszsciiistalieu, ferner« von 
Staate genehmigte Vereine für die Kleiuliuderbetoalsrascftalteiu fonvics Stiftungen, welche als
ntilde ausdriicllicls anerkannt sind;

c. isffentliche Schulen und lliiitvcsrfittitcsiu
d. lsiieineitideti  l«siutsbezirl�e! und sltcsrbtitidcs von solchen. �fern?  Sienteinben, in denen eine  Sie:

meindettntsatzsteuer erhoben wird, tritt die kllefikcsiitiikz von der ttreisumsatssletter nur dann
ein, wenn in der betreffenden Ordnung dein Streife gegenüber die. gleiche bltticlsicht geübt wird.

e. Aktiengesellschaften, liiientissenfcisciftcsit nnd tsiesellschasteii mit beschränkter .s»!aftutig, deren durch
Statut bestimmter Jz3toecl« attssclslicsszlicls darauf gerichtet ist, itnbcsssiittelttsii pksautilien gesunde
nnd zweclititisng eingerichtete Wohnuitgeii in eigens erbauten oder nngelnnften sjtiusern zu
billigen illreiscsic zu verschaffen nnd deren Statut die an die Gesellschafter zu tnsrteilcsitde Divi-
dende auf hifschslens vier Sllrozent ihrer Anteile beschränkt, auch den Gesellfchasterit für den
Fall der Ttlufli.ssnnkz der Gesellschaft nicht. inehr als den Aennwert ihrer Anteile zitsicherh den
etwaigen sltest des Gesellschaftsverucbgeiis aber für genieiiintltzige Zwecke bestimmt.

sen den Fsxillen zu l! bis c: esrstiseclt sich die Sliefreiung nur aus iuländifclse s!litflalteit,
Stiftungen, Vereinen. Diese. ftlcssreitttig kann jedoch auch attsläitdisclseit Tllststaiteth Stif-
tungen, bltereiiieit sc. gewährt werden, toenn der auswärtige Staat xtlreitszeu gegenüber die

gleiche kltiiclsiclst übt. 
§ 7.

Die Alerteriititteliciixz ist in denjenigen Fseilleiy in toelclseii die Steuer von dem Tilerte zu
berechnen ist, auf den gemeinen Akert des tssegenstandes zur Zeit des Eiswerlnsciltcss zu richten.

Jn keinen! Falle. darf ein geringerer Jiilert versteuert werben, als der zwischen dem Ver:
äußerer und dem Eiswerber bedungeuetie Preis mit Einschluss der vom Erweirber iiberiioiicisiesteit
Lasten und Leistungen und unter Zitrechnttitkz der vorbehaltenen 2ltunitngeii. Die auf dem Gegen:
stande haftenden gemeinen Lasten werden hierbei nicht umgerechnet; blienten und andere zu getoifsen
Zeiten toiedertelsreiide Leistungen werben nach den Vorschriften des klteichssErbschastssteuergesetses
vom Z. fftttni 190l; § 17 ff. und der dazu vom blntndesrat erlassenen Titusführiciigsbestintiitititgen
kapitalisiert.

Lilird ein Czrundstiick oder Recht im Zu!angsversteigerungsverfahren erworben, so ist die
Steuer von dem Betrage des Ateiftgebots zu berechnen, zu welchem der Hsiischlag erteilt wird,
unter Hinzurechnung des Ttlertes der von dem Ersteher übernommenen Leistungen.

§ u.
Die Veraulagicng der Steuer geschieht durch den Ftreisattsschusn

§ o.
Die zur Entrichtung der Steuer Tlerpfliclsteteii haben innerhalb zwei Alocheti nach dem

Grwerbe dem Kreisaussclsitst hiervon sowie von allen sonstigen für die Festsetzung der Steuer in
Betracht konimendeii Verhältnissen schriftliche oder protokollarifche Sljtitteiliiiig zu angeben, auch
auf Erfordern die die Stetterpflichtigleit betreffenden Urkunden vorzulegen.

Auf Verlangen des Kreisaitssclsitsses sind die Stenerpflichtigeii verbunden, über bestimmte,
für die Veranlagung der Steuer erhebliche Tatsachen innerhalb einer ihnen zu bestimmenden Frist
chriftlieh oder zu Protololl Auskunft an erteilen.
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§ lt!.
Der Kreiisaicksschicsz ist bei der Siterasclagtticg der Steuer an die Angaben der Steuer«

pflichtigen nicht gebunden.
kllitrd die erteilte Auskunft beanstandet, so sind dem Steuerpflichtigen vor der Veran-

lagnsng"" die Griinde der Beanstaisdtcisg mit dem Anheittcstelleic mitzuteilen, hierüber binnen einer
angeneesseiiesc Frist eine weitere Erklärung abzugeben. Find et eine  Einigung mit dem Steuer-
pslichtigcic nicht statt, so kann der Kreitsatcöschicsc die zu eutrichteude Steuer, iubtigeiifallö nach
dem tssntachteic Sachverftaiidigerz festsetzen.

§ «.
Nach bewtrlter Prüfung erfolgt die Veraulagtiitg durch den Kreissausschufy woriiber

dem Steuerpslichtigeii eine schriftliche Mitteilung  iiernnlngntng! znzusietleii ist.
Die Steuer ist innerhalb 4 5IÜOCDCII an die Kretöloiccicitcicalkasse zu entrichten. Nach

vergeblicher Vlnsforderung znr Zahlung erfolgt die Etnztehtcscsz der Steuer im Stterwalttticgttk
zwangsverfahreiu

H l2.
Der Einspruch gegen die Veranlagicicg ist binnen einer« �Tritt von 4 Wochen nach 38x1:

stellnng der Flteraitlagung beim Kreissatcsschttsz schriftlich oder protokollarisch anzubringen.
lieber den Einspruch beschließt der slreiöaicssschtcsk  Siegen dessen Beschluß steht dem

Stenerpslichtigeii binnen einer mit dem ersten Tage stach erfolgter LZnstellIiIIg beginneudeit Frist
von zwei Jitiocheit die Klage im bitertvalticicgöstreitveiestihrest an den Vezirksaitsschtcsz offen.

Durch Einspruch und Klage wird die stterpslichticktfs zur Abfiihrititg der Steuer nicht
aufgeschoben.

H tu.
Wer eine ihm nach § 9 dieser Ordnung obliegende Tilnzeige oder Arcskiiicft nicht recht-

zeitig oder nicht iu der vorgeschriebenen Form erstattet, wird, insofern nicht nach den bestehenden
Gesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit einer Geldstrafe von einer bis dreißig Mark bestraft.

§ M.
Diese Ordnung tritt mit dem Tage ihrer älierfiinbigttng in Kraft.

Der skreiettag des Kreises« Narrn-last.
Der Liorfihende

-, Ls. S.! gez. v. Niar «-eö, Jidiciglicher LaudraL
Die zur Vollziehung des Protokoll-s gewählten Piitglicden

gez. von AtillerL Schutz. "zsitclsritcaiiic.

Der Protokollftilpretx
gez. B it t m a u n, Kleis-AicsschuszsSekretiirc

Der Bezirlsaiisfchnsz hat in feiner Sitzung vom 22. November 1906 beschlossen, vor-
stehende Steuerordnung zu genehmigesuBreölam den 24. November i996. 

 h. sc!
Der Bczirksasisschstfxk

B. A. �B. 3254. gez. v. Holwede

Borstehende Stenerordnnicg, zu der die Herren Piiuifter des Innern nnd der Finanzen
s . . .l 1348durch Erlaß vom tt.. Dezeinber 1906  Eis! 1:532 I� 20648! die Zustimmung erteilt

haben, wird hiermit veröffentlicht.
Namscaiy den 31. Dezeiuber t906.

Zier« Kreis-Meldung. 
v. MarcZeC

.. -»-·---- �.�� ---·--




